
Die demografische Entwicklung 
stellt ein Problem für das Pensions-
system dar und verschärft den Ar-
beitskräftemangel. Sie hängt dabei 
von der Fertilitätsrate und der Le-
benserwartung ab. In dieser 
Hinsicht ist die «Babyboomer»-Ge-
neration auffallend, weil sie in einer 
Zeit geboren wurde, als die Gebur-
tenraten noch hoch waren, und seit 

damals in einer Zeitphase leben, in 
der die Lebenserwartung konstant 
angestiegen ist. 

Die Babyboomer sind in der oben 
abgebildeten Bevölkerungsstruktur 
für Liechtenstein (2022) in den Al-
tersklassen 50–69 sichtbar. Liechten-
steins Alterspyramide verformte sich 
in den letzten Jahrzehnten und würde 
mittlerweile eher als «Zwiebel» oder 

«Urne» bezeichnet (wie in den meis-
ten anderen wohlhabenden Staaten 
auch). Abgesehen davon lassen sich 
in Liechtenstein zwei weitere typi-
sche Bevölkerungsmuster erkennen: 
Der Frauenüberhang im höheren Al-
ter aufgrund der höheren weiblichen 
Lebenserwartung und der Jungen-
überhang wegen der leicht höheren 
Mädchensterblichkeit.

Gastkommentar 

Erstmalig: Eine Im-
portsteuer auf CO2 
Erstmals hat eine grosse Handelsmacht 
die Einführung einer Importsteuer oder 
eines Strafzolls auf CO2-Emissionen 
beschlossen. Die EU spricht allerdings 
lieber von einem CO2-Grenzausgleichs-
system. Seit dem 1. Oktober müssen die 
Importeure für Einfuhren in die EU von 
bestimmten Waren die CO2-Emissionen 
erheben und an die Europäische Kom-
mission melden. Ab 2026 wird dann 
schrittweise eine CO2-Abgabe auf diesen 
Importen erhoben. 

In der EU existiert bereits eine Steuer auf 
Kohlenstoff, aber eben nur innerhalb der 
EU. Kraftwerke und grosse Industrieanla-
gen zahlen für jede emittierte Tonne CO2. 
Dafür wurde ein Emissionshandelssys-
tem eingeführt. Mit Emissionszertifika-
ten, die etwa 90 Euro pro Tonne kosten, 
werden Anreize zur Reduktion von 
Emissionen geschaffen. Damit lastet die 
EU die Kosten der Umweltverschmut-
zung den Verursachern an und geht den 
Weg Richtung Kostenwahrheit – bravo. 
Allerdings besteht dabei die Sorge, dass 
strengere Umweltauflagen ihren Volks-
wirtschaften im globalen Wettkampf 
schaden. Unternehmen können in Län-
der abwandern, die keinen CO2-Preis 
haben, und die Europäer können ihre 
kohlenstoffintensiven Produkte aus 
Ländern ohne CO2-Preis beziehen. 
Zudem sind die Anreize für nicht EU-
Staaten gross, Trittbrettfahrer zu sein, 
also von den CO2-Reduktionen zu profi-
tieren, ohne selbst die dazu notwendigen 
Kosten tragen zu müssen.  

Mit dem CO2-Grenzausgleich soll diesen 
Sorgen begegnet werden. Die EU verfolgt 
damit folgende Ziele: Erstens will sie die 
Verlagerung von Produktion und Treib-
hausgasemissionen ins Ausland verhin-
dern. Zweitens will sie Wettbewerbs-
nachteile für die europäischen Produzen-
ten vermeiden. Drittens will sie andere 
Länder dazu bewegen, die CO2-Emissio-
nen ebenfalls zu bepreisen. Viertens will 
sie die Effektivität und Effizienz in der 
Klimapolitik verbessern. Klimaschutz ist 
eben das Paradebeispiel für ein globales 
Problem, das nur im Verbund gelöst 
werden kann. 

Die Kritik lässt nicht lange auf sich war-
ten. Die Lage im Welthandel sei schon 
heute kritisch, neue Barrieren völlig fehl 
am Platz. Daher könne die Einführung 
von Klimazöllen Handelsstreitigkeiten 
auslösen, wird bemängelt. Einige Länder 
bezeichnen die Massnahme als diskrimi-
nierend, als puren Protektionismus und 
plumpe Industriepolitik. Zudem habe das 
Grenzausgleichssystem das Potenzial, 
sich zu einem wahren Bürokratiemonster 
zu entwickeln.  

Dass der Grenzausgleich andere Länder 
aufschreckt, ist allerdings Teil des Pro-
gramms, ansonsten wäre er wohl wir-
kungslos. Der Grenzausgleich gilt grund-
sätzlich für Einfuhren aus allen Staaten 
ausserhalb der EU. Ausgenommen wer-
den Länder, die ein gleichwertiges Emis-
sionshandelssystem haben. Zu diesen 
Ländern gehört die Schweiz. Sie wird sich 
in den nächsten Jahren nicht am Grenz-
ausgleichssystem beteiligen, weil sie die 
regulatorischen und handelspolitischen 
Risiken als hoch einschätzt. Für Liechten-
stein als EWR-Mitglied hängt die Umset-
zung von der Frage ab, ob die Regelungen 
EWR-relevant sind.
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Arbeitskräftemangel: Die Berufslehre 
muss dringend aufgewertet werden 
Ob Hausbau oder Strassenbau, ob Spenglerei 
oder Sanitärinstallation, ob Schreiner oder Zim-
mermann, ob Beratung für Brillen oder Compu-
terkauf – in jeder Branche arbeiten in Liechten-
stein gut ausgebildete Fachleute. Zumeist ausge-
bildet in einer Berufslehre nach dem dualen 
Ausbildungssystem mit Berufsschule und Lehr-
stelle, später eventuell noch Weiterbildungen in 
berufsspezifischen Fachkursen. Jedes Jahr zeigt 
die Lehrabschlussfeier des Gewerbes, wenn die 
jungen Berufsleute ihr Diplom erhalten, wie 
reichhaltig das Angebot an Berufsmöglichkeiten 
ist.  

Dieser kurze Überblick könnte zur Annahme 
verführen, alles sei in bester Ordnung. Ist es aber 
nicht, denn der Mangel an qualifizierten Arbeits-
kräften machte auch um das Gewerbe keinen 
Bogen. Vielmehr suchen fast alle gewerblichen 
Unternehmen qualifizierte Arbeitskräfte. Die 
Bevölkerungsentwicklung hinterlässt nicht nur bei 
der AHV deutliche Spuren, die sich noch verschär-
fen werden, sondern ebenso bei der Rekrutierung 
von Arbeitskräften: Es gehen mehr Arbeitskräfte 
in den wohlverdienten Ruhestand, als Schulab-
gänger eine Berufslehre beginnen. Sie füllen die 
frei werdenden Arbeitsplätze nur teilweise aus.  

Zu dieser Bevölkerungsentwicklung kommt 
hinzu, dass Eltern ihren Nachkommen zuneh-
mend eine akademische Ausbildung empfehlen. 
Je mehr Schülerinnen und Schüler ein Studium 
anvisieren oder aufnehmen, umso mehr fehlen 
Lernende für die Berufsausbildung. Um Missver-
ständnissen vorzubeugen: Damit soll keineswegs 
das Studium gegen die Berufslehre ausgespielt 
werden, denn wir brauchen auch auf der akademi-
schen Ebene gut ausgebildete Führungskräfte in 
der Wirtschaft, Anwälte, Ärzte oder Architekten. 
Die Erfahrung aber zeigt, dass nicht alle Gymna-
siastinnen und Gymnasiasten nach der Matura 

eine akademische Laufbahn beschreiten oder 
dass etliche das Studium vorzeitig abbrechen. 
Dafür können sehr unterschiedliche Gründe 
ausschlaggebend sein. Möglicherweise hat das 
anvisierte Berufsfeld nicht den Erwartungen 
entsprochen, möglicherweise stand der Wunsch 
des Studiums im Vordergrund, weil eine universi-
täre Ausbildung in der Gesellschaft mehr Prestige 
als eine Berufslehre geniesst.  

Die Wirtschaftskammer hat in den vergangenen 
Jahren verschiedene Massnahmen getroffen, um 
die Berufslehre aufzuwerten. Den Schülerinnen 
und Schülern wird im Rahmen der Berufscheck-
Woche die gewerbliche Berufswelt realistisch 
gezeigt. Mit «100pro!» hat die Wirtschaftskammer 
eine Institution geschaffen, die mit ihren Angebo-
ten sowohl den Lehrlingen als auch den Lehrbetrie-
ben entgegenkommt. Weil sich auch die gewerbli-
che Wirtschaft zunehmend spezialisiert, hätten 
ohne Verbundlehre einige Berufe gar nicht mehr für 
eine Ausbildung angeboten werden können. 
Unsere Überzeugung ist, dass wir einen zukunfts-
gerichteten Weg eingeschlagen haben. Die «Agen-
da Werkplatz 2025plus», konzipiert als Zukunfts-
strategie für die gewerbliche Wirtschaft, weist 
deshalb der Berufsbildung und der beruflichen 
Weiterbildung einen wichtigen Stellenwert zu.  

Aber wir sind uns bewusst, dass es noch weitere 
Anstrengungen braucht. Ein Blick über unsere 
Landesgrenzen zeigt, wie andere Länder, Bundes-
länder oder Regionen die Notwendigkeit erkannt 
haben, die Berufsausbildung aufzuwerten. Zum 
Beispiel plant der Freistaat Bayern, die Berufsaus-
bildung bis zur Meisterprüfung kostenlos  anzu-
bieten, vergleichbar mit den kostenlosen Studien-
plätzen. Ein solches Modell halten wir auch für 
Liechtenstein für denkbar. Damit würde die 
Berufsausbildung aufgewertet, aber auch die 
Wettbewerbsfähigkeit unseres Gewerbes gegen-
über den gewerblichen Unternehmen in der 
unmittelbaren Nachbarschaft gestärkt. Nicht 
zuletzt könnte damit die Berufsbildung, wenn es 
um das gesellschaftliche Ansehen und Prestige 
geht, eine Aufwertung gegenüber einer akademi-
schen Ausbildung erfahren. Vorhanden ist bereits 
die Möglichkeit, über eine Berufsausbildung eine 
höhere Fachhochschule oder gar eine Universität 
zu absolvieren. Gerade solche Fachkräfte, die 
einen Beruf von Grund auf gelernt und sich dann 
auf verschiedenen Ebenen weitergebildet haben, 
braucht unsere Wirtschaft. Einfachere Arbeiten 
werden in Zukunft noch stärker als bisher von 
Maschinen, Apparaten oder Robotern erledigt. 
Aber an der Spitze braucht es helle und gut ausge-
bildete Köpfe, die diese Hilfsmittel produktiv und 
gezielt einzusetzen wissen. 

«Die Zukunftsstrategie  
«Agenda Werkplatz 2025plus» 

weist der Berufsbildung und der 
beruflichen Weiterbildung einen 

hohen Stellenwert zu.»
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